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Im Focus
BVerwG: Bestimmung des Grundversorgers
Bei der Bestimmung des Grundversorgers von Haushaltskunden für Strom und Gas ist der Konzessionsvertrag das entscheidende
Kriterium. Das hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) mit Urteil vom 26.10.2021 - 8 C 2.21 entschieden. In einem Gemeinde-
gebiet kann es also mehrere Grundversorger geben. 
Die Klägerin, ein Energieversorgungsunternehmen (EVU), betreibt das Stromnetz in einer baden-württembergischen Gemeinde
und hat mit ihr drei Konzessionsverträge geschlossen, die jeweils für bestimmte Teile des Gemeindegebiets gelten. Das Umwelt-
ministerium des beklagten Landes hatte die Klägerin als Grundversorger für die Jahre 2019 bis 2021 in einem der drei Teile des
Gemeindegebiets festgestellt. Für die beiden übrigen Teile wurden die im Verfahren beigeladenen weiteren EVU als Grundversor-
ger festgestellt. 
Vorinstanzlich blieb die Klage ohne Erfolg. Das Verwaltungsgericht Stuttgart hatte die Klage gegen diesen Bescheid abgewiesen,
weil unter einem Netzgebiet der allgemeinen Versorgung das Gemeindegebiet oder ein Teil davon zu verstehen sei, in dem ein
Netz auf der Grundlage eines Konzessionsvertrages betrieben werde (Konzessionsgebiet). Entsprechend der in den drei Netz -
gebieten jeweils gegebenen Zahl von Haushaltskunden der Klägerin und der Beigeladenen sei die angefochtene Feststellung
rechtmäßig.
Das BVerwG hat diese verwaltungsgerichtliche Auslegung des Begriffs des Netzgebiets der allgemeinen Versorgung bestätigt.
Dem Willen des Gesetzgebers zufolge sei der Grundversorger nach objektiven Kriterien zu bestimmen. Sie ergäben sich im Hinblick
auf die räumliche Abgrenzung aus der Systematik des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), das namentlich in seinen §§ 3 Nr. 29c
und 46 Abs. 2 Satz 1 eine Verknüpfung zwischen den Netzgebieten der allgemeinen Versorgung und den Konzessionsgebieten in-
nerhalb einer Gemeinde herstelle. Zudem entspreche ein solches Verständnis den gesetzlichen Zwecken einer effizienten Energie-
versorgung und der Sicherstellung eines wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs in diesem Bereich (§ 1 Abs. 1 und 2 EnWG).

> DokNr. 21006420

Abzinsung von Darlehensverbindlichkeiten
Gegen einen Abzinsungssatz von 5,5 % für unverzinsliche Darlehensverbindlichkeiten für das Jahr 2016 hat das FG Münster keine
verfassungsrechtlichen Bedenken. Für das Streitjahr habe der Fremdkapitalmarktzinssatz in unterschiedlichen Konstellationen
noch 2,45 % bis 3,71 % betragen. Ein Darlehenssatz von 5,5 % sei daher nicht willkürlich. Darüber hinaus seien im Einzelfall vorlie-
gende weitere Faktoren wie Bonität des Schuldners und fehlende Besicherung des Darlehens einzubeziehen, so das Gericht mit
Urteil vom 22.07.2021 – 10 K 1707/20 E.G.
Der Kläger betreibt einen Autohandel. In seiner auf den Schluss des Streitjahres 2016 erstellten Bilanz wies er zwei Darlehensver-
bindlichkeiten, die bereits seit ca. 20 Jahren bestanden, zum Nennwert aus. Im Rahmen einer Betriebsprüfung gelangte das
 Finanzamt zu der Erkenntnis, dass es sich hierbei um unverzinsliche Darlehen mit unbestimmter Laufzeit handele, die nach § 6
Abs. 1 Nr. 3 EStG mit einem Rechnungszinsfuß von 5,5 % abzuzinsen und entsprechend niedriger zu bewerten seien. Den Diffe-
renzbetrag erfasste es gewinnerhöhend. Hiergegen wandte der Kläger ein, dass der Zinssatz von 5,5 % wegen der seit mehreren
Jahren andauernden Nullzinsphase verfassungswidrig sei.
Das Gericht teilte die verfassungsrechtlichen Bedenken des Klägers im Hinblick auf den Zinssatz nicht. Das Gebot der Abzinsung
von Verbindlichkeiten beruhe auf der sachgerechten typisierenden Vorstellung, dass eine erst in der Zukunft zu erfüllende Ver-
pflichtung den Schuldner weniger belaste als eine sofortige Leistungspflicht. Dieser Minderaufwand werde kapitalisiert und als
 Ertrag vorweggenommen, während gegenläufig aufgrund der sich stetig verkürzenden Restlaufzeit ein Aufzinsungsaufwand ent-
stehe, bis der Rückzahlungszeitpunkt erreicht sei. Die Abzinsung bewirke daher im Ergebnis lediglich eine temporäre Gewinnver-
schiebung. Eine solche temporäre Gewinnverschiebung sei verfassungsrechtlich am Maßstab der Willkürkontrolle zu beurteilen.
Die bestehenden verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Zinssatzhöhe nach § 238 AO seien nicht auf den Abzinsungssatz
nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG übertragbar, weil dieser nicht den Nutzungsvorteil für die Überlassung von Kapital abschöpfen solle,
sondern eine interne Rechengröße für die Bewertung einer unverzinslichen Verbindlichkeit darstelle.                  > DokNr. 21006421
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